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Stadt Schwentinental 
Die Bürgermeisterin  

 
 
 
 
Beratungsart: X öffentlich  nicht öffentlich 

 
 

Beschlussvorlage Nr.: 198 / 2012  Datum:  04.10.2012 
 
 
Beratungsfolge: 
Nr. - Stadtvertretung/ Fachausschuss  Sitzungstag 
1  Kleingartenausschuss  
2  Ausschuss für Jugend, Sport und Soziales  
3  Ausschuss für Schule, Kultur, Paten- und Partner schaften  
4 x Ausschuss für Umwelt, Verkehr und öffentliche Siche rheit 25.10.2012 
5  Ausschuss für Bauwesen  
6  Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und F inanzen  
7  Hauptausschuss  
8  Stadtvertretung  

 
 
Schluss- und Mitzeichnungen: 
 
 
gez Leyk 
 
 

  

Bürgermeisterin Amtsleiter/in Sachbearbeiter/in 
 
1. TOP:  
 
Halten / Parken auf Gehwegen; 
Hier: Antrag des Seniorenbeirates 
 
2.    Sachverhalt und Problemdarstellung: 
 
In seiner letzten Sitzung am 10.09.2012 hatte sich der Seniorenbeirat u.a. mit dem 
Thema Halten / Parken auf Gehwegen befasst. Seit längerem ist das Parken / 
Halten auf Gehwegen ein Ärgernis. Es trifft insbesondere unsere älteren oder 
behinderten Mitbürger, aber auch Kinder sowie Eltern mit Kinderwagen werden 
durch derartige Situationen gefährdet. 
Die Rechtslage ist, wie vom Seniorenbeirat in dem beigefügten Schreiben vom 
20.09.2012 beschrieben, eindeutig. Das Halten / Parken auf Gehwegen ist gemäß § 
12 Straßenverkehrsordnung (StVO) grundsätzlich unzulässig, es sei denn, es ist auf 
Grundlage einer Beschilderung (§ 42 StVO) gestattet. Hieran mangelt es u.a. auch 
bei dem vom Beirat herangezogenen Beispiel am Kleingartengelände.  
Für die Überwachung des sogenannten „ruhenden Verkehrs“ ist auf Grundlage der 
Landesverordnung zur Bestimmung der zuständigen Behörde für die Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (OWiZustVO) der Kreis Plön zuständig, der sich 
für derartige Aufgaben der Polizei bedient. Die Polizei hat bei der Vielfalt ihrer 
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Aufgaben und der personellen Unterbesetzung der Station kaum Zeit für solche 
Kontrollen, so dass das Falschparken nur sehr selten geahndet wird. 
Die vom Seniorenbeirat vorgeschlagene Aktion, die Verteilung sogenannter 
„Gehwegparkerkarten“ wird daher vom Grundsatz her begrüßt und vorgeschlagen, 
die Kosten für den Druck der Karten, bis zu 250 €, zu übernehmen. 
Die Verteilung könnte z.B. durch den Seniorenbeirat übernommen werden.  
  
3.    Lösungsvorschlag:   
 
Übernahme der Kosten für den Druck der Karten bis 250 €. 
 
4. Haushaltsrechtliche Auswirkungen: 
 
Die Kosten in Höhe von bis zu 250 € werden aus dem Etat des Seniorenbeirates und 
/ oder des Ordnungsamtes durch Einsparung an anderer Stelle bereitgestellt. 
 
5.    Beschlussempfehlung:  

 
Das Vorhaben des Seniorenbeirates, Falschparker (Gehwegparker) per Aufkleber 
auf die Parksituation aufmerksam zu machen und zu bitten, das Zuparken von 
Gehwegen künftig zu unterlassen, wird begrüßt. Die Kosten der Aktion werden von 
der Stadt bis zu einem Gesamtbetrag von 250 € bezuschusst. 

 
 

 
Abstimmung: 

Dafür: Dagegen: Enthaltungen: Kenntnis genommen: Vertagung: Keine Abstimmung: 

      
 
















